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BIF Bahninfrastrukturfonds
Dienst ÜPF Dienst Überwachung Post- und Fernmeldeverkehr

FIF Fonds d'infrastructure ferroviaire
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01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Die Vernehmlassung zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die
Entlastung des Bundeshaushalts dauerte von September bis Dezember 2019, wobei 62
Antworten eingingen. Es beteiligten sich alle Kantone, fünf in der Bundesversammlung
vertretene Parteien sowie 31 Organisationen und Verbände. Einerseits wurden zwar
regelmässige Aufgabenüberprüfungen, Effizienzsteigerungen und die Schaffung neuer
Handlungsspielräume im Bundesbudget begrüsst, insbesondere die Bürgerlichen
erachteten das Projekt aber als wenig ambitiös. Zudem wurde daran erinnert, dass die
Änderungen kostenneutral sein sollten, es nicht zu Lastenverschiebung zu den
Kantonen und Privaten kommen sollte und die Umsetzungskosten verhältnismässig sein
müssten. 
Die einzelnen zu ändernden Gesetze kamen bei den Vernehmlassungsteilnehmenden
ganz unterschiedlich an. Kaum auf Widerstand stiess die Änderung des
Tabaksteuergesetzes. Hier sollte die Möglichkeit geschaffen werden, bei verspäteten
Steuerdeklarationen eine Steuerveranlagung nach Ermessen durchzuführen. Dagegen
wehrte sich einzig der Kanton Tessin, der darauf hinwies, dass das Tabakproduktegesetz
gerade vom Parlament behandelt werde und das Ende dieser Behandlung abgewartet
werden solle. 
Kaum ablehnende Stellungnahmen, aber doch einige Vorbehalte wurden zur Anpassung
des Geoinformationsgesetzes angebracht. Dieses wollte die Steuerung der amtlichen
Vermessung mit Programmvereinbarungen stärken, wobei die ebenfalls geplanten
Mittelverschiebungen jedoch nicht der Strategie der amtlichen Vermessung 2020-2023
entsprächen, wie kritisiert wurde. Der Kanton Waadt wehrte sich zudem gegen den
Verlust der Mitsprachemöglichkeit durch die neue Regelung.
Ähnlich erging es dem Subventionsgesetz, gemäss dem beitragsgewährende
Bundesämter neu risikoorientierte Prüfkonzepte erstellen sollten. Hier wurden
Befürchtungen zu Kosten und Nutzen der Subventionsüberprüfung geäussert. 
Kritischer wurden die Änderungen des Eisenbahngesetzes und des
Bahninfrastrukturfondsgesetzes bezüglich der Darlehen und der Indexierung der BIF-
Einlagen kommentiert. Neu sollten sämtliche Darlehen für Investitionen in die
Bahninfrastruktur in den BIF übertragen werden, was Befürchtungen vor einer Trennung
von Betrieb und Infrastruktur laut werden liess. 
Besonders viele Vorbehalte wurden bezüglich der Vereinfachung der Finanzierung der
Post- und Fernmeldeüberwachung (ÜPF) durch die Einführung von Pauschalen laut. So
sei etwa nicht klar, wie die Pauschalisierung zu Kosteneinsparungen führen und die
Erhöhung des Kostendeckungsgrades ermöglichen solle. Mehrfach kommentiert wurde
auch die Entschädigung der Mitwirkungspflichtigen, die entweder gelobt oder kritisiert
wurde. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.08.2020
ANJA HEIDELBERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Weniger spannungsbeladen (als SP und CVP) erschien die Freisinnig-demokratische
Partei (FDP). Mit dem Motto «Mehr Freiheit — weniger Staat» entsprach sie einer in
weiten Bevölkerungskreisen verbreiteten Stimmung, und mit ihrer erfolgreichen
Forderung, dass der Bundeshaushalt zunächst auf der Ausgabenseite zu entlasten sei,
vermied sie einstweilen interne Auseinandersetzungen über neue Einnahmequellen.
Immerhin wurden gerade in der Frage der Bundesfinanzen wesentliche
Meinungsverschiedenheiten unter den freisinnigen Wortführern. 

Im April zeigte eine Delegiertenversammlung der Landespartei in Zürich, an der die
Vernehmlassung der Partei zur Frage der Aufgabenteilung im Bundesstaat vorbereitet
wurde, dass man auch über den Grad der erwünschten Föderalisierung nicht einig war.
Nicht zuletzt war dabei das Ausmass einer finanziellen Entlastung des Bundes durch die
Kantone umstritten. Geschlossener trat in dieser Hinsicht die Zürcher Kantonalpartei
auf, die in einer Resolution die Neuverteilung der Aufgaben ganz allgemein als Mittel
zum Abbau der Staatstätigkeit bezeichnete. 

ANDERES
DATUM: 31.12.1980
PETER GILG
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Eine ernsthafte innere Kontroverse war nur im Tessin zu verzeichnen; hier opponierte
eine rechtsgerichtete Gruppe um den früheren Ständerat Franco Masoni dem Kurs der
Parteileitung, wobei sich Differenzen über den Umfang der Staatsaufgaben mit
persönlichen Gegensätzen verbanden. 2

1) Ergebnisbericht zur Entlastung des Bundeshaushalts
2) AB NR, 1980, S.1406.; BaZ, 18.1., 28.4. und 15.12.80; NZZ, 11.2., 24.4., 26.4., 28.4., 6.6., 23.6., 13.10., 16.10. und 15.12.80; CdT,
15.10.80; Politische Rundschau 59/1980
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